BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 23. Februar 2011, I R 8/10

Mantelkauf: Sachlicher und zeitlicher Zusammenhang zwischen der Ubertragung der Gesellschaftsanteile und der
Zufiihrung neuen Betriebsvermogens, mit Sicherungsrechten Dritter belastete Wirtschaftsgiiter als neues
Betriebsvermdgen

BFH I. Senat
KStG& 8 Abs 2S 2

vorgehend Finanzgericht Berlin-Brandenburg , 12. Januar 2010, Az: 12 K 8023/06 B
Leitsatze

NV: Der Verlust der wirtschaftlichen Identitat einer GmbH gemaR & 8 Abs. 4 Satz 2 KStG 1996 n.F. setzt voraus, dass
zwischen der Ubertragung der Gesellschaftsanteile und der Zufiinrung neuen Betriebsvermdgens ein sachlicher und
zeitlicher Zusammenhang besteht. Das Regelbeispiel des & 8 Abs. 4 Satz 2 KStG 1996 n.F. sieht keine bestimmte
zeitliche Abfolge vor; ein Verlust der wirtschaftlichen Identitat der Kapitalgesellschaft kann auch eintreten, wenn die
Betriebsvermogenszufihrung vor der Anteilsiibertragung erfolgt. Jedenfalls dann, wenn mit dem Anteilseignerwechsel
ein Branchenwechsel einhergeht, reicht es fur den erforderlichen sachlichen Zusammenhang aus, wenn der neue
Anteilseigner im Zeitpunkt seines Anteilserwerbs den objektiv vorhandenen sachlichen Zusammenhang zwischen seinem
Anteilserwerb und einer vorgegangenen Zufuihrung neuen Betriebsvermdgens erkennt, billigt und sich in dem Sinne zu
eigen macht, dass er mit der erworbenen Gesellschaft in dem neu begonnenen Geschaftsbereich zu arbeiten beginnt .

Tatbestand

1 | Streitig ist, ob ein zum 31. Dezember 1997 festgestellter verbleibender Verlustabzug im Streitjahr 1998 nach
einer geschaftlichen Umstrukturierung und einer Ubertragung der Anteile wegen eines Verlusts der wirtschaftlichen
Identitat zu Recht von einer Verlustfeststellung ausgeschlossen wurde.

2 Die Klagerin und Revisionsklagerin (Klagerin), eine GmbH, entstand 1990 durch Umwandlung eines ehemaligen
VEB. Das Stammkapital von 1 Mio. DM ubernahm zunachst die Treuhandanstalt; diese veraufierte die Anteile im
September 1992 an die X-AG, heute firmierend als X-GmbH, die ihrerseits im Juni 1992 von der Treuhandanstalt
privatisiert worden war.

3 Die hinter der X-AG stehenden Investoren fihrten in den Folgejahren umfassende Umstrukturierungen durch, in
deren Rahmen sie u.a. Geschaftsbereiche der X-AG auf bestehende bzw. neu gegriindete Gesellschaften der
Unternehmensgruppe Ubertrugen. Anfang 1996 war die Unternehmensgruppe in zwei Unternehmensbereiche
gegliedert; sie beschaftigte ca. 1.700 Mitarbeiter und erzielte einen Jahresumsatz von ca. 250 bis 300 Mio. DM.

4 Im Fruhjahr 1996 geriet die Unternehmensgruppe in Ertrags- und Liquiditatsprobleme. Im Sommer 1996
erarbeiteten deshalb die Bundesanstalt fir vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS), der Bund, das Land Berlin
sowie diverse Glaubigerbanken in einer konzertierten Aktion ein Sanierungskonzept, mit dem sie in erster Linie das
Ziel verfolgten, moglichst viele Arbeitsplatze zu sichern; zudem stellten sie der Unternehmensgruppe eine
notwendige Uberbriickungsfinanzierung zur Verfligung. Zunidchst war vorgesehen, einen Geschiftsbereich zu
schlieBen und den anderen Geschaftsbereich an einen Investor zu verauRern. Nachdem die Verkaufsbemuihungen
nicht zum Erfolg gefuhrt hatten, anderten die Beteiligten im Laufe des Jahres 1997 ihren Plan: Ziel war es nun,
bestimmte Fortfuhrungsbereiche zu definieren, diese Bereiche betriebswirtschaftlich zu stabilisieren und
wirtschaftliche Risiken von ihnen abzuwenden, insbesondere das Ubergreifen einer etwaigen Insolvenz im Bereich
der stillzulegenden und abzuwickelnden Aktivitaten auf die Fortfuhrungsbereiche ("Insolvenzkaskade") zu
verhindern. Bei der Definition der zu erhaltenden Bereiche folgten die Beteiligten maf3geblich einem vom
damaligen Mitglied des Vorstands der X-AG, Y, erarbeiteten Konzept. Der bisherige Geschaftsbereich der Klagerin
gehorte dabei zu den Bereichen, die als nicht Uberlebensfahig und deshalb als abzuwickeln eingestuft wurden.
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Allerdings sollte die Klagerin als Gesellschaft nicht liquidiert werden, sondern zukiinftig in geanderter Funktion als
Holding- und Dienstleistungsgesellschaft fur die definierten Fortflihrungsbereiche fungieren.

Bis zum Ende des Jahres 1997 hatte die Klagerin samtliche laufenden Geschafte, die den bisherigen
Geschaftsbereich betrafen, abgearbeitet. Sie fuhrte in der Folgezeit kein operatives Geschaft mehr. Aufgrund
Gesellschafterbeschlusses vom 19. Dezember 1997 erhielt die Klagerin eine neue Firma. Gleichzeitig wurde ihr
Gesellschaftszweck neu gefasst.

In ihrer Handelsbilanz zum 31. Dezember 1997 wies die Kldgerin ein Aktivvermdgen von rund 1.778.000 DM aus;
hierin enthalten war Anlagevermdégen im Bilanzwert von rund 440.000 DM. Das Anlagevermogen entfiel
groRtenteils (mit rund 370.000 DM) auf "andere Anlagen, Betriebs- und Geschaftsausstattung” sowie (mit rund
44.000 DM) auf technische Anlagen und Maschinen.

Dem Konzept zur Neuausrichtung der Unternehmensgruppe folgend ubertrug die X-AG mit wirtschaftlicher Wirkung
zum 1. Januar 1998 (bzw. zum 31. Juli 1998) samtliche Geschaftsanteile an verschiedenen GmbHs, auf die Klagerin.
Als Kaufpreis fur die vier Gesellschaften vereinbarten die Vertragsparteien Betrage von insgesamt 1,6 Mio. DM;
diese Betrage flhrte die X-AG sodann der Klagerin als Kapitalriicklage zu. Aufterdem erhchte die X-AG mit
Gesellschafterbeschluss vom 30. Oktober 1998 das Stammkapital der Kldgerin um 2 Mio. DM auf insgesamt 3 Mio.
DM und verpflichtete sich ferner, ein Agio in Hohe von weiteren 5 Mio. DM in die Kapitalriicklage der Klagerin
einzuzahlen. Schlief3lich verzichtete die X-AG aufgrund eines Erlassvertrags vom 16. Dezember 1998 auf eine ihr
gegenuber der Klagerin zustehende Darlehensforderung in Hohe von 7,2 Mio. DM. Der Erlass stand unter der
auflésenden Bedingung eines zu einem spateren Zeitpunkt ausreichenden, das Stammkapital deckenden
Aktivvermdgens ("Besserungsschein”).

Im Herbst 1998 stimmten die BvS, der Bund und das Land Berlin einem von Y (ebenfalls im Herbst 1998)
vorgelegten Konzept fiir ein auf ihn bezogenes Management-buy-out ("MBQ") fur die fortzufuhrenden
Geschéftsbereiche der Unternehmensgruppe zu, das die Ubertragung samtlicher Geschaftsanteile der Kldgerin
sowie samtlicher Gewinnbezugsrechte ab 1. Januar 1998 von der X-AG auf Y vorsah (Ubertragung der Anteile mit
Vertrag vom 18. Dezember 1998). Die Geschaftsanteile der Klagerin sowie die Geschaftsanteile der zuvor auf die
Klagerin Ubertragenen Beteiligungsgesellschaften waren verpfandet; sie hafteten den Glaubigerbanken fir
Verbindlichkeiten der X-AG und weiterer Unternehmen der Unternehmensgruppe. In ihrer Bilanz zum 31. Dezember
1998 wies die Klagerin ein Aktivwermdgen von insgesamt rund 36,04 Mio. DM aus, darunter Anteile an verbundenen
Unternehmen (1,85 Mio. DM), Forderungen gegen verbundene Unternehmen (rund 3,68 Mio. DM), sonstige
Vermodgensgegenstande (rund 13,3 Mio. DM) sowie liquide Mittel (rund 16,25 Mio. DM).

Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) stellte u.a. den verbleibenden Verlustabzug zur
Korperschaftsteuer der Klagerin auf den 31. Dezember 1998 auf 34.184.483 DM (Bescheid vom 8. August 2000)
unter dem Vorbehalt der Nachprifung fest. Spater gelangte das FA zu der Auffassung, dass die Klagerin im Laufe
des Streitjahres ihre wirtschaftliche Identitat i.S. des & 8 Abs. 4 Satz 1 des Kdrperschaftsteuergesetzes i.d.F. des
Gesetzes zur Fortsetzung der Unternehmenssteuerreform vom 29. Oktober 1997 (BGBL | 1997, 2590, BStBL | 1997,
928) --KStG 1996 n.F.-- verloren habe. In dem Anderungsbescheid vom 15. Februar 2005 blieb der zum 31.
Dezember 1997 festgestellte verbleibende Verlustabzug unberiicksichtigt (Feststellung zum 31. Dezember 1998 auf
0 DM). Die Klage war erfolglos (Finanzgericht --FG-- Berlin-Brandenburg, Urteil vom 13. Januar 2010 12 K 8023/06
B, Entscheidungen der Finanzgerichte 2010, 1162).

Die Klagerin rugt mit ihrer Revision die Verletzung materiellen und formellen Rechts und beantragt, das
angefochtene Urteil aufzuheben und den Bescheid uber die gesonderte Feststellung des verbleibenden
Verlustabzugs zur Korperschaftsteuer auf den 31. Dezember 1998 (in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 22.
Dezember 2005) dahingehend zu andern, dass der auf den 31. Dezember 1997 in Hohe von 17.576.081 €
(34.375.828 DM) festgestellte verbleibende Verlustabzug bei der Feststellung des verbleibenden Verlustabzugs zur
Korperschaftsteuer auf den 31. Dezember 1998 Berlicksichtigung findet, hilfsweise, den Rechtsstreit an das FG
zurlickzuverweisen.

Das FA beantragt, die Revision zurlickzuweisen.

Entscheidungsgrunde
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Die Revision ist unbegriindet. Sie war daher zurtuickzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das
FG hat zu Recht entschieden, dass der zum 31. Dezember 1997 festgestellte verbleibende Verlustabzug im Streitjahr
gemaf & 8 Abs. 4 Satz 2 KStG 1996 n.F. vom (weiteren) Verlustabzug ausgeschlossen wurde und daher in der
entsprechenden Feststellung zum 31. Dezember 1998 nicht mehr zu berucksichtigen war.

1. Gemafs & 8 Abs. 4 Satz 1 KStG 1996 n.F., von dessen Rechtsgultigkeit das FG ohne Rechtsfehler ausgegangen ist
(s. Senatsurteil vom 29. April 2008 | R 91/05, BFHE 222, 240), setzt der Verlustabzug nach & 10d des
Einkommensteuergesetzes 1997 i.V.m. & 8 Abs. 1 KStG 1996 n.F. bei einer Korperschaft voraus, dass diese nicht nur
rechtlich, sondern auch wirtschaftlich mit der Korperschaft identisch ist, die den Verlust erlitten hat. § 8 Abs. 4 Satz
1 KStG 1996 n.F. definiert die sog. wirtschaftliche Identitat einer Kdrperschaft nicht, sondern bestimmt in Satz 2
lediglich beispielhaft ("insbesondere”), wann eine wirtschaftliche Identitat nicht mehr gegeben ist. Nach diesem
Satz 2 des § 8 Abs. 4 KStG 1996 n.F. als Regelbeispiel bzw. als Hauptanwendungsfall (so das Schreiben des
Bundesministeriums der Finanzen --BMF-- vom 16. April 1999, BStBL | 1999, 455, Tz. 01) fehlt einer
Kapitalgesellschaft die wirtschaftliche Identitat, wenn --erstens-- bezogen auf das gezeichnete Kapital mehr als die
Halfte der Geschaftsanteile Ubertragen werden, --zweitens-- Uberwiegend neues Betriebsvermdgen zugefuhrt und
--drittens-- der Geschaftsbetrieb mit diesem neuen Betriebsvermdgen fortgefiihrt oder wieder aufgenommen wird.
Die wirtschaftliche Identitat einer Korperschaft als Rechtsperson bestimmt sich damit durch ihren
Unternehmensgegenstand und ihr verfiigbares Betriebsvermogen (Senatsurteil vom 28. Mai 2008 | R 87/07, BFHE
222,245, mw.N.).

2. Die Voraussetzungen fur den Ausschluss des Verlustabzugs gemaf § 8 Abs. 4 Satz 2 KStG 1996 n.F. liegen im
Streitfall vor. Es wurden --mit einem ruckwirkenden Gewinnbezugsrecht auf den 1. Januar 1998-- mehr als 50 % der
Anteile der Klagerin auf Y bertragen. Bis zum 31. Dezember 1998 hat die Klagerin auch "lberwiegend neues
Betriebsvermdgen” erworben und ihren Geschaftsbetrieb fortgefuhrt.

a) Zur Auslegung des Begriffs des "neuen Betriebsvermdgens” in § 8 Abs. 4 Satz 2 KStG 1996 n.F. hat der Senat in
seinem Urteil vom 5. Juni 2007 | R 106/05 (BFHE 218, 195, BStBL Il 2008, 986) entschieden, dass dieses
Tatbestandsmerkmal nicht darauf abzielt, einer Verlagerung zusatzlichen Ertrags- und damit
Verlustverrechnungspotentials in die Gesellschaft zu begegnen. Vielmehr sind jegliche Anderungen der Struktur,
Zusammensetzung und wirtschaftlichen Bedeutung des Betriebsvermogens zu erfassen. Denn diese Anderungen
lassen typischerweise darauf schliefRen, dass bei der Anteilsiibertragung letztlich nicht der Geschaftsbetrieb in
seiner bisherigen Form erworben werden sollte. Entscheidend ist damit die Namlichkeit des Betriebsvermogens. Das
rechtfertigt es, auf die einzelnen im Betrieb verwendeten Vermdgensgegenstande abzustellen (so nun auch BMF-
Schreiben vom 4. Dezember 2008, BStBL | 2008, 1033, unter |.) und den Begriff des Betriebsvermdgens in
entsprechender Weise normspezifisch zu verengen. Insoweit ist nach der Rechtsprechung des Senats unter
Betriebsvermdgen i.S. des § 8 Abs. 4 Satz 2 KStG 1996 n.F. ausschliefilich das Aktivvermdgen zu verstehen.
Uberwiegend neues Betriebsvermdégen liegt vor, wenn das zugegangene Aktivvermdgen den Bestand des vorher
vorhandenen Restaktivvermdgens ubersteigt (Senatsurteil vom 13. August 1997 | R 89/96, BFHE 183, 556, BStBL I
1997, 829). Dies ist anhand einer gegenstandlichen Betrachtungsweise zu ermitteln; eine Verrechnung von Zu- und
Abgangen zu einem betragsmafiigen Saldo ist nicht vorzunehmen (standige Rechtsprechung, s.a. Senatsurteile vom
8. August 2001 | R 29/00, BFHE 196, 178, BStBL |1 2002, 392; in BFHE 218, 195, BStBL Il 2008, 986; vom 5. Juni 2007
I R 9/06, BFHE 218, 207, BStBL 11 2008, 988,).

In Anbetracht des (typisierten) Missbrauchsverhinderungszwecks der Regelung (vgl. z.B. Senatsurteil in BFHE 222,
245) ist uberdies ein enger sachlicher und zeitlicher Zusammenhang zwischen der Anteilstibertragung und der
Betriebsvermogenszufihrung erforderlich (z.B. Senatsurteile vom 14. Marz 2006 | R 8/05, BFHE 212, 517, BStBL Il
2007, 602; in BFHE 222, 240). Daraus ist die --durch die quantitative Grenze des "Uberwiegens" nicht
abgeschnittene-- Notwendigkeit abzuleiten, einzelne Betriebsvermogensmehrungen daraufhin zu untersuchen, ob
sie die wirtschaftliche Identitat der Kapitalgesellschaft beruhren. Dies ist bei Anlagevermdgen in aller Regel erfullt
(s. z.B. Senatsurteil in BFHE 218, 195, BStBL Il 2008, 986). Das Umlaufvermogen ist jedenfalls dann einzubeziehen,
wenn entweder die Branche gewechselt oder der bisherige Geschaftsgegenstand erheblich erweitert wird
(Senatsurteile in BFHE 218, 207, BStBL 1 2008, 988; vom 1. Juli 2009 | R 101/08, BFH/NV 2009, 1838).

b) Nach den zwischen den Beteiligten nicht streitigen und im Revisionsverfahren bindenden (§ 118 Abs. 2 FGO)
Feststellungen des FG ist das "Aktivvermdgen” der Kldgerin zum 31. Dezember 1998 --alleine bezogen auf das
Anlagevermogen-- gemessen an dem bilanziellen Bestand zum 31. Dezember 1997 auf mehr als das Doppelte
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angestiegen. Diesem Umstand liegt eine Zufiihrung neuen Betriebsvermogens i.S. des & 8 Abs. 4 Satz 2 KStG 1996
n.F. zugrunde.

aa) Das FG hat ohne Rechtsfehler entschieden, dass die in das Vermdgen der Klagerin (ibergegangenen
Geschaftsanteile (Anteilskauf von der damaligen Alleingesellschafterin unter Zufuhrung der Kaufpreisforderung in
die Kapitalrucklage bei der Klagerin) ungeachtet des Umstandes als "Betriebsvermdgen” i.S. des & 8 Abs. 4 Satz 2
KStG 1996 n.F. anzusehen sind, dass die Anteile verpfandet waren. Dem steht das Senatsurteil in BFHE 196, 178,
BStBL I1 2002, 392 nicht entgegen. Zwar kénnen danach die Ubernahme einer Biirgschaft oder die Einrdumung von
Sicherheiten fur Bankkredite als dem Zufiihren neuen Aktivvermogens wirtschaftlich vergleichbare Vorgange
gewertet werden. Doch schlieRt das nicht aus, auch den Ubergang zivilrechtlichen und wirtschaftlichen Eigentums
von solchen Wirtschaftsgutern einzubeziehen, welche mit Sicherungsrechten Dritter belastet sind. Denn die auf die
Klagerin Ubergegangenen Anteile waren trotz der bestehenden Pfandrechte dazu geeignet und bestimmt, ihrem
Geschaftsbetrieb als Holdinggesellschaft dauerhaft zu dienen. Die Anteile waren auch nicht etwa aufgrund der
bestehenden Pfandrechte "wertlos". Denn die Klagerin konnte Uber die ihr zustehenden Stimmrechte ihren Einfluss
als Alleingesellschafterin und damit ihre Funktion als Holdinggesellschaft ausiiben; zudem standen ihr die
ausgeschutteten Gewinne aus den Beteiligungsgesellschaften zu.

bb) Eine Belastung von Wirtschaftsgutern mit Sicherungsrechten Dritter beeinflusst aber den Wert des
zugegangenen Vermaogens. Dabei ist --wie der Senat im Urteil vom 12. Oktober 2010 I R 64/09 (BFHE 231, 522,
m.w.N.) entschieden hat-- firr die Vergleichsrechnung auf den jeweiligen Teilwert des Aktivvermdgens abzustellen.
Das FG hat dazu keine weiteren Ermittlungen vorgenommen, vielmehr den Kaufpreis der Anteile (1,6 Mio. DM) in
die Vergleichsberechnung einbezogen. Diese Vorgehensweise ist schon deshalb ohne Rechtsfehler, weil nach
standiger Rechtsprechung fur den Zeitpunkt der Anschaffung vermutet wird, dass der Teilwert des Wirtschaftsguts
den Anschaffungskosten entspricht (z.B. Urteile des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 7. Februar 2002 IV R 87/99,
BFHE 197, 550, BStBL 11 2002, 294; vom 26. Juni 2007 IV R 71/04, BFH/NV 2008, 347) oder jedenfalls nicht unter
den Anschaffungskosten liegt (BFH-Urteil vom 18. Februar 1993 IV R 40/92, BFHE 171, 422, BStBL 11 1994, 224).
Daruber hinaus hat das FG unter Hinweis auf einen Branchenwechsel, der die Einbeziehung des Umlaufvermdgens
rechtfertigt, eine Steigerung des Aktivvermogens vom 1. Januar 1998 (ca. 1,8 Mio. DM) bis zum 31. Dezember 1998
(ca. 36 Mio. DM) von ca. 34,2 Mio. DM festgestellt. Dass auch "das Umlaufvermogen®, wie die Klagerin in der
mundlichen Verhandlung vor dem Senat vorgetragen hat, sicherungsubereignet gewesen sein soll, hat das FG nicht
festgestellt. Ungeachtet der Frage, ob dieser Vortrag revisionsrechtlich beachtlich sein konnte, konnte das FG auf
der Grundlage der Feststellung liquider Mittel von rund 16,25 Mio. DM rechtsfehlerfrei eine "Zufiihrung
uberwiegend neuen Betriebsvermogens” im Streitjahr zugrunde legen.

c) Das FG konnte auch ohne Rechtsfehler auf einen ausreichend engen sachlichen Zusammenhang zwischen der im
Streitjahr kumuliert erfolgten Anteilsiibertragung auf Y und der Betriebsvermogenszufiihrung schliefsen.

aa) Nach der Senatsrechtsprechung kann die wirtschaftliche Identitat einer Korperschaft nicht deswegen verloren
gehen, weil nach einer Anteilsverauferung (oder davor) irgendwann und ohne einen dazu bestehenden
Zusammenhang eine Veranderung im Betriebsvermdgen der Korperschaft eintritt (Urteil vom 26. Mai 2004 | R
112/03, BFHE 206, 533, BStBL Il 2004, 1085; Beschluss vom 15. Dezember 2004 | B 115/04, BFHE 209, 53, BStBL Il
2005, 528), wenn also die einzelnen Teilschritte des Tatbestands des & 8 Abs. 4 Satz 2 KStG 1996 n.F. unverbunden
und zufallig nebeneinander stehen (Urteil in BFHE 212, 517, BStBL 1l 2007, 602; Beschluss vom 19.Juli 20101 B
168/09, BFH/NV 2011, 66). Erforderlich ist vielmehr sowohl ein sachlicher als auch ein zeitlicher Zusammenhang
zwischen der Ubertragung der Gesellschaftsanteile und der Zufiinrung neuen Betriebsvermdgens. Das Bestehen
eines sachlichen Zusammenhangs ist dabei im Fall eines offenkundigen zeitlichen Zusammenhangs (widerleglich)
zu vermuten, wenn der Zeitraum ein Jahr nicht Ubersteigt (Urteil in BFHE 222, 240).

bb) Das FG hat insoweit nicht von einem zeitlichen auf einen sachlichen Zusammenhang geschlossen. Es hat
vielmehr den sachlichen Zusammenhang unter Hinweis auf das im Laufe des Jahres 1997 erarbeitete
Restrukturierungskonzept als feststehend erachtet. Das Konzept habe vorgesehen, bestimmte Bereiche der
bisherigen Unternehmensgruppe ("Fortfuhrungsbereiche") abzusondern, diese Bereiche unter dem einheitlichen
Dach einer Holdinggesellschaft (der Klagerin in neuer Funktion) zu sammeln und sodann vom Rest der
Unternehmensgruppe, insbesondere von der X-AG selbst, zu trennen, um so das Ubergreifen einer etwaigen
Insolvenz der verbleibenden Glieder der Unternehmensgruppe auf diese Fortfihrungsbereiche ("Insolvenzkaskade")
zu verhindern. Das Konzept habe damit im Rahmen eines einheitlichen Plans samtliche Mainahmen umfasst, die
zum Regelbeispiel gemaf’ & 8 Abs. 4 Satz 2 KStG 1996 n.F. zahlen wirden, namlich das Einbringen der
Beteiligungsgesellschaften, verbunden mit dem Funktionswechsel der Klagerin von einer operativ am Markt tatigen
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hin zu einer Holdinggesellschaft, sowie den Ubergang der Kligerin auf neue, auBerhalb der Unternehrungsgruppe
stehende Gesellschafter. Nur in ihrer Gesamtheit seien diese Einzelschritte geeignet gewesen, das angestrebte Ziel
eines dauerhaften erfolgreichen Erhalts der Fortfihrungsbereiche zu erreichen; denn insbesondere ohne den letzten
Schritt, die Ubertragung der Klagerin auf neue, auBen stehende Anteilseigner, wiren die vorangegangenen
Mafinahmen aus Sicht der hinter dem Konzept stehenden Stellen im Insolvenzfall wertlos gewesen. Dieses Konzept
aus aufeinander aufbauenden Mafinahmen sei sodann innerhalb weniger Monate, namlich zwischen Marz und
Dezember des Streitjahres, umgesetzt worden.

23 cc) Das FG hat ohne Rechtsfehler darauf hingewiesen, dass der sachliche Zusammenhang im Rahmen der Priifung,
ob die wirtschaftliche Identitat der Kapitalgesellschaft im Zuge der Umstrukturierung gewahrt wurde, auf die
Kapitalgesellschaft zu beziehen und von einem Einfluss des neuen Anteilseigners (entsprechend dem im Herbst
1998 gefassten Beschluss der Beteiligten: Y) auf die Geschaftsablaufe vor dem Anteilserwerb unabhangig ist. Dabei
ist auch anerkannt, dass & 8 Abs. 4 Satz 2 KStG 1996 n.F. keine bestimmte zeitliche Abfolge vorsieht und damit ein
Verlust der wirtschaftlichen Identitat der Kapitalgesellschaft auch eintreten kann, wenn die
Betriebsvermogenszufihrung vor der Anteilsiibertragung erfolgt (Senatsbeschluss vom 22. August 2006 | R 25/06,
BFHE 214, 424, BStBL 11 2007, 793, unter 11.2.b aa der Griinde [zum mit & 8 Abs. 4 Satz 2 1996 n.F. gleichlautenden §
8 Abs. 4 Satz 2 KStG 1999]; s.a. BMF-Schreiben in BStBL | 1999, 455, Tz. 31). Insoweit ist dem FG darin
beizupflichten, dass es jedenfalls dann, wenn mit dem Anteilseignerwechsel ein Branchenwechsel (als Anzeichen
eines Verlusts der wirtschaftlichen Identitat) einhergeht, ausreicht, wenn der neue Anteilseigner im Zeitpunkt seines
Anteilserwerbs den objektiv vorhandenen sachlichen Zusammenhang zwischen seinem Anteilserwerb und einer
vorangegangenen Zufuihrung neuen Betriebsvermdgens erkennt, billigt und sich in dem Sinne zu eigen macht, dass
er mit der erworbenen Gesellschaft in dem neu begonnenen Geschaftsbereich (im Streitfall: als Holdinggesellschaft)
zu arbeiten beginnt. Insoweit ist es nicht tatbestandsausschliefiend, wenn die Kapitalgesellschaft ihren
"Geschaftsbetrieb in der bisherigen Form" unmittelbar vor dem Anteilseignerwechsel aufgegeben und stattdessen
neues, fir einen anders gearteten Geschaftsbetrieb taugliches Vermdgen erworben hat und der neue (kiinftige)
Anteilsinhaber die zu erwerbende Gesellschaft bereits in dieser Form vorfindet. Dies gilt jedenfalls dann, wenn
--wie hier-- die Zufihrung neuen Betriebsvermdgens nach einem geschlossenen Umstrukturierungskonzept mit
Blick auf die geplante Anteilsveraufierung erfolgt.

24 dd) Soweit es im Senatsurteil in BFHE 212, 517, BStBL Il 2007, 602 heifdt, ein sachgerechtes Normverstandnis des §
8 Abs. 4 Satz 2 KStG 1996 n.F. verlange eine Beherrschung des Geschehensablaufs durch die beteiligten (alten und
neuen) Anteilseigner nach Mafigabe eines Gesamtplans, kann daraus nicht auf ein Zusammenwirkungs-Erfordernis
geschlossen werden. Der Senat hatte insoweit --bezogen auf die im damaligen Streitfall konkret vorliegende
Sachverhaltskonstellation einer Anteilsuibertragung mehr als ein Jahr bzw. drei Jahre vor dem Branchenwechsel und
der Zufiihrung neuen Betriebsvermdgens-- das im Gesetzeswortlaut nicht erwahnte Erfordernis des sachlichen
Zusammenhangs umschrieben und dabei auch eine typische Konstellation (Verwertung des verkauften
"Verlustmantels”) im Blick. Eine abschlieftende Umschreibung kann damit schon deshalb nicht verbunden gewesen
sein, weil der Gesetzestatbestand ein planvolles Handeln zur Verlustverwertung nicht erfordert. § 8 Abs. 4 KStG
1996 n.F. bezweckt zwar in erster Linie, missbrauchlichen Gestaltungen vorzubeugen und in diesem Zusammenhang
vor allem den "Handel" mit vortragsfahigen Verlusten zu unterbinden, was zugleich den rechtfertigenden Grund fir
die Restriktion der "Verlustnutzung" beschreibt (Senatsbeschluss vom 17. Mai 2010 | R 57/09, BFH/NV 2010, 1859).
Die Vorschrift ist jedoch auch dann anzuwenden, wenn im Einzelfall eine missbrauchliche Gestaltung nicht vorliegt
(Senatsurteil vom 24. November 2009 | R 56/09, BFH/NV 2010, 1123). Auch wenn das Umstrukturierungskonzept
daher nicht von einem Steuervermeidungsziel getragen gewesen sein sollte, vielmehr, wie die Klagerin vortragt,
gerade aus der Sicht der beteiligten Behorden und Banken der Sicherung der Arbeitsplatze gedient habe, andert
dies an der TatbestandsmaRigkeit des Vorgangs nichts. Auf dieser Grundlage liegt auch keine Verletzung formellen
Rechts darin, dass das FG nicht aufgeklart hat, ob die beteiligten Institutionen ein Steuervermeidungsziel verfolgt
haben.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 5 von 5


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201150285/

	Urteil vom 23. Februar 2011, I R 8/10
	Leitsätze
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe
	II.



